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Beschluss-Nr. PLV 29/05/22 vom 07.12.2022 
 

der Regionalen Planungsgemeinschaft Mittelthüringen (RPG) über die 
 

 
Aufstellung eines Sachlichen Teilplans „Windenergie“  
 
und die Unterrichtung der Öffentlichkeit sowie der in ihren Belangen be-
rührten öffentlichen Stellen gemäß § 9 Abs. 1 ROG 
 

Der Bundestag hat am 7. Juli 2022 eine ganze Reihe von Gesetzen bzw. Gesetzesänderungen 
beschlossen, die darauf abzielen, mehr Flächen für die Windenergienutzung bereitzustellen und 
die Planungs- sowie Genehmigungsverfahren im Bereich der Windenergienutzung zu vereinfa-
chen und zu beschleunigen.  

Das Kernstück der neuen rechtlichen Regelungen stellt das Windenergieflächenbedarfsgesetz 
(WindBG) dar. Dort wird in § 3 Abs. 1 bestimmt, dass in jedem Bundesland ein bestimmter pro-
zentualer Anteil der Landesfläche (sog. Flächenbeitragswert) für die Windenergie auszuweisen 
ist. Die Ausbauziele sind dabei gestaffelt vorgesehen:  

Der Flächenbeitragswert der ersten Stufe ist bis zum 31.12.2027 zu erreichen. Er beträgt gemäß 
Anlage 1 zum WindBG für Thüringen 1,8 % der Landesfläche. Der Flächenbeitragswert der zwei-
ten Stufe ist bis zum 31.12.2032 zu erreichen. Er beträgt 2,2 % für Thüringen. Der 1. Entwurf zur 
Änderung des Landesentwicklungsprogramms Thüringen (1. LEP-Entwurf) regionalisert im Ziel 
5.2.7 diesen Flächenbeitragswert für die vier Planungsregionen: 

5.2.7 Z 1In den Regionalplänen, die vor dem 31. Dezember 2027 in Kraft treten, sind min-
destens nachstehende regionale Teilflächenzwischenziele durch Ausweisung von Vorrang-
gebieten „Windenergie“ umzusetzen. 2In den Regionalplänen, die nach dem 31. Dezember 
2027 und vor dem 31. Dezember 2032 in Kraft treten, sind mindestens nachstehende regi-
onale Teilflächengesamtziele durch Ausweisung von Vorranggebieten „Windenergie“ um-
zusetzen. 
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In der vorgesehenen Vorgabe 5.2.9 des 1. LEP-Entwurfs wird festgelegt, welches Instrument in 
den Regionalplänen zu verwenden ist und welche Planungsmöglichkeiten für die Kommunen ver-
bleiben: 

5.2.9 V 1In den Regionalplänen sind zur Umsetzung der regionalen Teilflächenziele und zur 
weitgehenden planerischen Steuerung der raumbedeutsamen Windenergienutzung Vor-
ranggebiete „Windenergie“ auszuweisen, die als Windenergiegebiete im Sinne des Wind-
energieflächenbedarfsgesetzes die Wirkung des § 249 Abs. 2 BauGB haben. 2Außerhalb 
der Vorranggebiete „Windenergie“ ist kein planerischer Ausschluss einer raumbedeutsa-
men Windenergienutzung vorzusehen. 3Die Ausweisung der Vorranggebiete „Windenergie“ 
steht einer Ausweisung zusätzlicher Flächen für die Windenergie durch Gemeinden in ih-
rem Gemeindegebiet nach § 249 Abs. 4 BauGB nicht entgegen. 4Vorranggebiete „Land-
wirtschaftliche Bodennutzung“ und andere Ziele der Raumordnung, bei denen in vergleich-
barer Weise eine lediglich geringfügige Beeinträchtigung durch die Windenergienutzung 
anzunehmen ist, stehen der Ausweisung zusätzlicher Flächen für die Windenergie durch 
die Gemeinden in ihrem Gemeindegebiet für bis zu drei raumbedeutsame Windenergiean-
lagen nicht entgegen; dies ist in den Regionalplänen entsprechend festzulegen. 

Zwar ist vorgesehen, dass in den Regionalplänen keine außergebietliche Ausschlusswirkung mehr 
festzulegen ist. Dennoch werden raumbedeutsame Windenergieanlagen weiterhin – sofern es sich 
um Einzelvorhaben und nicht um kommunale Planungen handelt – in den Vorranggebieten „Wind-
energie“ konzentriert, weil § 249 Abs. 2 BauGB festlegt, dass mit der Umsetzung der Flächenbei-
tragswerte die Privilegierung der Windenergienutzung endet. Windenergieanlagen stellen dann nur 
noch sonstige Vorhaben im Außenbereich dar. Anders als bisher ist im 1. LEP-Entwurf jedoch 
vorgesehen, dass die Gemeinden zusätzlich zu den Vorranggebieten „Windenergie“ eigene Flä-
chen für die Windenergienutzung ausweisen können. Für bis zu drei Windenergieanlagen soll das 
sogar dann gelten, wenn bestimmte Ziele der Raumordnung betroffen sind.  

Deshalb fasst die VII. Planungsversammlung der RPG folgenden Beschluss: 
 

1. Es wird ein neuer Sachlicher Teilplan „Windenergie“ aufgestellt. 

2. Mit der Aufstellung des Sachlichen Teilplans „Windenergie“ werden folgende Planungs-
absichten verbunden: 

2.1. Im Sachlichen Teilplan „Windenergie“ sollen für die Windenergienutzung gemäß 
der vorgesehenen Vorgabe 5.2.9 des 1. LEP-Entwurfs Vorranggebiete „Windener-
gie“ ausgewiesen werden, die – gemäß der vorgesehenen Vorgabe 5.2.9 des 1. LEP-
Entwurfs – voraussichtlich nicht mit einem planerischen Ausschluss einer raumbe-
deutsamen Windenergienutzung außerhalb der Vorranggebiete versehen werden.  

2.2. Die Vorranggebiete für die Windenergienutzung sollen in einer Größenordnung aus-
gewiesen werden, die einem der beiden regionalisierten Flächenbeitragswerte für 
Mittelthüringen entspricht. Die Entscheidung, ob der Flächenbeitragswert für Ende 
2027 oder für Ende 2032 für die Planaufstellung herangezogen werden soll, wird im 
weiteren Arbeitsprozess gefällt.  

3. Der Präsident wird beauftragt, in Umsetzung von § 9 Abs. 1 ROG zu gegebener Zeit die 
Öffentlichkeit sowie die in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen von der Auf-
stellung des Sachlichen Teilplans „Windenergie“ zu unterrichten, und über die Pla-
nungsstelle die weiteren Schritte zur Aufstellung des Sachlichen Teilplans „Windener-
gie“ zu veranlassen. 
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Begründung: 

Nach § 3 Abs. 2 WindBG steht es den Bundesländern offen, zur Erreichung der Flächenbeitrags-
werte entweder selbst Flächen auszuweisen oder aber entsprechende Vorgaben für die nachfol-
genden Planungsebenen zu erlassen. In Thüringen ist bislang gemäß V 5.2.13 des Landesent-
wicklungsprogramms Thüringen 2025 die Regionalplanung für die Ausweisung der Vorrangge-
biete Windenergienutzung zuständig. Bei dieser Zuständigkeit soll es nach den Vorstellungen der 
obersten Landesplanungsbehörde auch bleiben.  

Sollte es einer Planungsregion nicht gelingen, ihren regionalisierten Flächenbeitragswert bis zum 
31.12.2027 zu erreichen, so tritt ab diesem Zeitpunkt gemäß dem neuen § 249 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 
BauGB die uneingeschränkte Privilegierung der Windenergienutzung in Kraft. Das bedeutet, dass 
Windenergieanlagen überall dort genehmigt werden müssen, wo sie die Voraussetzungen des § 
35 Abs. 1 BauGB erfüllen (dazu unten mehr). Gleichzeitig gelten dann gemäß § 249 Abs. 7 Satz 
1 Nr. 2 BauGB die Ziele der Raumordnung nicht mehr für Windenergieanlagen. Das bedeutet, 
dass z. B. der Schutz der Kulturerbestandorte über das Ziel 1.2.3 LEP nicht mehr gewährleistet 
wäre.  

Flankiert wird dieses neue rechtliche Konstrukt durch den neuen § 2 EEG 2021. Dort wurde fest-
gelegt, dass die Errichtung und der Betrieb von Erneuerbare-Energien-Anlagen im überragenden 
öffentlichen Interesse liegen und der öffentlichen Sicherheit dienen. Bis die Stromerzeugung na-
hezu treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Energien demnach als vorrangiger Belang 
in die Schutzgüterabwägungen eingestellt werden. Diese Regelung zielt auf alle Entscheidungen, 
in denen Abwägungen vorgenommen werden – wie z. B. in der Entscheidung zu Zulassungen 
gemäß § 35 Abs. 1 BauGB.  

In der Begründung zum Gesetzesentwurf heißt es: „Konkret sollen die erneuerbaren Energien da-
mit im Rahmen von Abwägungsentscheidungen u. a. gegenüber seismologischen Stationen, Ra-
daranlagen, Wasserschutzgebieten, dem Landschaftsbild, Denkmalschutz oder im Forst-, Immis-
sionsschutz-, Naturschutz-, Bau- oder Straßenrecht nur in Ausnahmefällen überwunden werden.“ 
Käme es also zu der Situation, dass der Flächenbeitragswert bis Ende 2027 nicht erreicht wird, so 
könnten anderweitige Belange nur noch in Ausnahmefällen dazu führen, dass Windenergieanla-
gen nicht gebaut werden dürfen.  

Der Plangeber möchte vor diesem Hintergrund einen „planlosen“, ungesteuerten Ausbau der 
Windenergienutzung vermeiden und stattdessen den anstehenden Ausbau der Windenergienut-
zung möglichst verträglich gestalten – wohlwissend, dass durch den verhältnismäßig hohen Flä-
chenbeitragswert für Thüringen erhebliche Anforderungen an die flächenbezogene Abwägung bei 
der Festlegung von Vorranggebieten für die Windenergienutzung gestellt werden. 

In § 2 Abs. 1 WindBG wurde festgelegt, dass bei neuen Planverfahren nur Vorranggebiete für den 
Flächenbeitragswert angerechnet werden – nicht aber Vorbehaltsgebiete oder Eignungsgebiete. 
Dementsprechend sieht die vorgesehene Vorgabe 5.2.9 des 1. LEP-Entwurfs vor, dass in den 
Regionalplänen (nur) Vorranggebiete „Windenergie“ auszuweisen sind, und dass mittels dieser 
Vorranggebiete die in Ziel 5.2.7 vorgesehenen, regionalisierten Flächenbeitragswerte umzusetzen 
sind. Für die Vorranggebiete „Windenergie“ ist– anders als bisher – keine außergebietliche Aus-
schlusswirkung mehr vorgesehen. Gemeinden haben in Zukunft die Möglichkeit, zusätzlich zu den 
Vorranggebieten eigene Flächen für die Windenergienutzung auszuweisen. Der LEP-Entwurf sieht 
zudem die Möglichkeit vor, dass diese gemeindlichen Flächen beispielsweise auch in Vorrangge-
bieten „Landwirtschaftliche Bodennutzung“ liegen, wenn sie Raum schaffen für maximal drei Wind-
energieanlagen. Bei den Zielen und Vorgagen des 1. LEP-Entwurfs ist zu berücksichtigen, dass 
zum 1. LEP-Entwurf noch kein Beteiligungsverfahren stattgefunden hat. Änderungen sind daher 
möglich. Die Regionale Planungsgemeinschaft Mittelthüringen trägt dem Rechnung, indem sie in 
den Planungsabsichten formuliert, dass sie außerhalb der Vorranggebiete „Windenergie“ voraus-
sichtlich keinen Ausschluss einer raumbedeutsamen Windenergienutzung vorsehen wird.  

§ 5 Abs. 1 Satz 3 ThürLPlG legt darüber hinaus fest, dass raumbedeutsame Inhalte der Land-
schaftsrahmenpläne unter Abwägung mit den anderen raumbedeutsamen Belangen in den Regi-
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onalplan aufgenommen werden. Diese Integration von Inhalten der Landschaftsrahmenpläne er-
folgt in der Regel über Ausweisungen im Bereich der Freiraumstruktur, die nicht Gegenstand die-
ser Planaufstellung sind. Die Inhalte der Landschaftsrahmenpläne werden aber insofern bei der 
Ausweisung der Vorranggebiete für die Windenergienutzung berücksichtigt, als sie in die Abwä-
gung zu den Vorranggebieten mit einfließen.  
 
 

Abstimmungsergebnis: 

Mitglieder gesamt: 23 
Anwesende Stimmberichtigte: 20 
Zustimmung: 19 
Gegenstimmen: - 
Enthaltung: 1 

gez. Henning 
Präsident 


